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Stellungnahme des EbM-Netzwerks zum „TSVG – Terminservice und 
Versorgungsgesetz“ 

Mit dem Referentenentwurf „TSVG – Terminservice und Versorgungsgesetz“ legt das Bundes-
ministerium für Gesundheit einen Gesetzentwurf vor, der die Versorgungsituation gesetzlich 
versicherter Patienten verbessern soll durch Verkürzung von Wartezeiten auf Arzttermine, 
Verbesserung der Versorgungsituation in ländlichen Räumen, Ausbau von Leistungsan-
sprüchen und stärkerer Nutzung digitaler Technologien. Im Grundsatz begrüßt das Netzwerk 
für Evidenzbasierte Medizin die Intention des Gesetzes ausdrücklich. 

Es irritiert jedoch, dass zur Erreichung dieser Zielsetzungen nicht die naheliegenden Schritte 
zur effizienteren Nutzung vorhandener Ärztekapazität, sondern ausschließlich Erweiterungen 
des Leistungsangebotes durch Umstrukturierungen, Erhöhung von Kapazitäten und zusätz-
liche Vergütungen geplant sind. Die Freisetzung von zeitlichen, personellen oder auch finan-
ziellen Ressourcen durch Überprüfung des Leistungsangebotes im Sinne einer Reduktion von 
Überversorgung durch erwiesenermaßen nicht evidenzbasierte Maßnahmen oder die Ausglie-
derung des Angebots von Individuellen Gesundheitsleistungen (IGeL) aus den regulären 
Sprechstundenzeiten, sind im Gesetz nicht vorgesehen. Auf den Stellenwert wissenschaft-
licher Evidenz als Grundlage für Steuerungsentscheidungen im Gesundheitswesen hat das 
Netzwerk Evidenzbasierte Medizin in zwei kürzlich veröffentlichten Positionierungen hinge-
wiesen (1,2). Ebenfalls vermissen wir im Gesetzentwurf Ansätze zur Umverteilung von spe-
zifischen Aufgaben von Ärzten auf Berufsgruppen anderer Gesundheitsprofessionen. 

Wir schlagen vor, dass bei einer Überarbeitung des Gesetzentwurfs auch in diese Richtung 
gehende Maßnahmen Berücksichtigung finden. Einen beispielhaften Vorschlag für eine be-
darfsgerechte Versorgung, der sowohl strukturelle als auch qualitative Überlegungen, die 
Patientenperspektive sowie modellhafte Umverteilung von Aufgaben auf eine nichtärztliche 
Berufsgruppe einbezieht, findet sich am Beispiel von Patienten mit Rückenschmerzen in 
Kapitel 15 im aktuellen Gutachten des Sachverständigenrates zu Begutachtung der Entwick-
lung im Gesundheitswesen (3). 
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Das EbM-Netzwerk setzt sich dafür ein, dass alle Bürgerinnen und Bürger eine gesundheitliche Versorgung erhal-
ten, die auf bester wissenschaftlicher Erkenntnis und informierter Entscheidung beruht. In ihm haben sich Wissen-
schaftler/innen aus medizinischen, pflege- und gesundheitswissenschaftlichen Fakultäten, praktizierende 
Ärzte/Ärztinnen und sowie Vertreter anderer Gesundheitsberufe zusammengeschlossen (www.ebm-netzwerk.de). 
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